
Bundessozialgericht

12 RK 58/87 Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtssheh

'... ...... ......CIIODOOIDOO....DIOIIOOOOOOOCCOOOI_ ..... ,

Kläger und Revisionskläger,

g e g e n

...-.....0000000000 ........ . ...... ......IIUICIIOOIOOQO‚

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 25. Oktober 1988 in Berlin

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden—Württemberg vom 28. August 1987 aufge—

hoben.

Die Sache wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung an das

Landessozialgericht zurückverwiesen.
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eiten darüber, ab wenn der Kläger gemäß 5 7r

Abs 2 des Angestelltenver..cnor1*nT gesetze 3 (AVG) von der Versi—

cherungspflic rt in der Re„tenversioherung der Angestellten (AnV)

zu befreien ist.

Der Kläger iet Rechtsanwalt. Seit 1937 war er bei einer tank

versicher2ngspflichtig hevehäftigt; für ihn Jurden Beiträge zur

ADV ntrlcu et. lm Dez anber 19°ü aeantraete er M @ Befreiung von
der Ven"1cherlnv53 1ieht gemä% 7 7 Äb3 2 AVG. Anlaß war die Ver-

abschiedung eines Landesresetzes üter daß Versorgungswerk der

Rechtsanwälte in ?11or—‘irttemherä fRQVGE vom 10. Dezem be 198M

(GBl S 671). Dieses am 1. Januar 1385 in Kraft getretene Gesetz

sieht für alle, die am 1. Januar 1985 Mitglieder einer Rechtsan—

waltskammer in Baden—Württemberg waren und das MS. Lebensjahr

noch nicht vollendet hatten, M @ Pflichtmitg liedschaft in dem

Versorgung„werk vor. Davon war auch der 19%“ geborene Kläger

betroffen. Die zur Ergänzung der gesetzlichen Regelung erlassene

„Satzung des versor“unrsnerxf trat am 15. Mai 1985 in Kraft; Bei—

träge wurden nach ihr ah 1. Juni 1985 erhoben.

Nider5pruch blies erfolglos (u ‘neid vom 23. April

1986). Zur Be“run■lng Fährte dir ?eklagte aue, daß eine Befreiung

nach 3 7 Abs ? AVG die En“richtun7 einkommensgerechter Beiträge

an das Versorgungswerk voraussetne, solche aber vom Kläger erst

seit dem 1. Juni 193« en. Klage und Berufung hatten

keinen Erfolg (Wir ile re Sozla 113er ichts Freiburg —SG—vom

1

1

s
18. Februar ‘87 und des Landessoz'algerichts Baden—l■rttemberg

)—LSG—vom 23. August 19?7
. Aue nc„h Ansicht des LSG kann eine

Befreiung des Klägers nach ? 7 Abs 2 AVG erst mit dem Beginn der

"generellen" Beitragspflieht der Mitglieder des Versorgungswerks

an. Eine analoge An—

LU
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wendung von ? 7 Abs 3 AVG (Rückwirkung der Befreiung auf den E _
ginn des Besehäftigungsverhältnisses) konme nicht in Betracht;

mit dieser Regelung solle nur vermieden werden, daß für einen

VP?hilb■.u■lolj geringen Zeitraum, der im allgemeinen zu keinem

ins Gewicht faMl enden Leistungsanspruch führe, Be itri3e entrich—

tet werden müßten. Der Kläger habe aber bereits die Wartezeit für

die Rente wegen Berufs— oder Erwe rb„unidnlg<eit und für das Al—

tersruheg geld nach dem AVG er fill lt, so daß er die Beiträge für die

streitbefange.e Zeit nicht nutzlos entr;ic hte

Mit der vom LSG zugelassenen Revision macht der Kläg@ r geltend

Ab 3 AVG zu

Unrecht abgelehnt und auch de. Absatz 2 der Vorschrift unzutr ?—

das LSG habe eine entsprechende Anv:endung des —
—

4

ca

(D N eht nurS

).

fend ausgelegt. ?enn der Gesetzveher di m Absat

r r_(‘7
'

einen koniitionalen Inhalt ("wenn
... 3e ge ... zu entrichtenF

J ).

@

sind“), sondern auch einen zeitlichen Inhalt hätte geben wollen,

so hätte er dies leicht im Wortlaut zum Ausdruck 1)rinp en können.

Auch vom Ergebnis her sei die Befreiung bereits vom Beginn der

Mitgliedschaft im Versorgungswerk an (1. Januar 1985) sachge—

recht. Andernfalls wäre eine Befreiung auch in den Fällen aus—

.enchlossen, in denen aus besonderen Gründen ein Mitglied für

eine bestimmte Zeit Beiträge nicht zu ent richten brauche. Ent—

scheidend sei, daß die Zeit, für die Beiträge hier nicht zu ent—

U
)

richten waren, als Ve r icherungw zeit berücksichtigt werde.

Der kl53er beantragt,

die Urteile des LSG und des SG dahin abzuän—

dern, daß die Beklagte unter Aufhebung des

Be scheides vom 20. September 19"5 id? des Wi—

rsprueh bes cheides vom 23. April 1986 er—
pfliehtet wird, den Kläger bereits ab 1. Ja—

nuar 1385 von der Versicherungspflicht in der

Rentenver.ieher ung der Angestellten zu be—

Die Beklagte l>ea .t agt,

die Revision zurückzuweisen.
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Beide Beteiligten haben sich damit einverstanden erklär

]rteil anne mürdliche Verhandlung (E 12% Abs 2(“
fRechtes

des Sozialgeric. "chieden wird.

Dl° Rev1;1 n ies Kläger? an. „e*r1 °P“ ”ie Führt zur Zurüekver_

weisung der Serhe an das LSG. Dom Tliger kann :ie Befreiung von

""
> } v >‚ 'rv* '— ‚ ’

.H'.'3 f. :\\l(: i;i?f(fltf3M: .. :. ‚" .,‘r .. ."r3 “ '‚re/un‚„ fiieht Ln ner nnv ;omaJ „ {o
. ‚ 4-* \r-- -_.„ ”"? -„ .y,.=_„„'lt .. L. „. .'

.uar .uop ni„n„ aiir14 H35Mqi■ versagt ierne.‚ weil er
.--. , - \ r-;‚ _- ... ‚\,... \‚* "" rn : ("?-”" ‚. —‘z «'» .“ —' —-v"fur die @Git vom 1. Januar 013 3!. ua. 1)„3 moon KCAQG “91t3489

\ . . „ ‚ ' v „ \ m . *L ** .-—1 ‚ . 4- ‚„un Je;sor”unguvgrw tu« \ecn„;anwi:te in ui„ou—.urptemterr inL)

zahlen hatte.

Nach 3 7 Abs 2 AVG werden Pereonen, die aufgrunn eines Gesetzes

Pflichtmitgiieder einer öffentlich—rechtlichen JO"°]CH@"UH”"—

oder Vers or un„.„1nr„..‚umr ihrer Berufsgruppe sind, von der Ver-

sicherungspflicht in der AnV unter zwei Voraussettungen befreit:

us müssen für die angestellten Mitel ieder n(-en näherer Maßgabev\)"'

51
7

eiträee entrichtet wer■en, und es1der Satzung einkommensbezogenc

»:stuneen für den Fall der In—
u

„„(L
‘ "S 'C
I}

(°
)

,
J. (T '_
S

;„
‘2

(‚'
-Z 3 ‚„ G
)

}—müss en aufgrund dies

validi tit und des Alters soa e Für Hinterbliebene erbreent und

enge nßt werden.

Befr:fu TsvoraUsn@tzungen hat der Senat im Urteil vom

rVers 198?‚ 237 mit zu—

.3?‚ 23? ausgeführt:ke

wortlaut sei weder die Entriohtun3 ein-

Rom

7e

„ensbezogener Beiträ3e noch die Erbringu.g von entsprechenden

Leistungen auf den einzelnen Antragsteller zu beziehen, beide

Befreiungsbeiin"un■en seie; vie _.enr als gene e31e Anforderungen

an die Satzung dee 1:4e11-gen ’ereorgungsner‘es zu verste1en. Nur

wenn sowohl die Beiträge wie die Leistungen eines &rrsc*gunvm

werkes in etw; den Niveau der gesetzlichen Rentenversirherung
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entspräehen, sollten die 'it"lieeer les Versorg unb.”er<es, die"(1

als An ■c'tellt3 beschäftigt SGLGQi die 1U„ii0l< it haben, sich

von der gesetzlichen Rent enveLrs'eherung efrfien zu lassen. Bei

Nich erfull en dieser Re<1nrungen solle es dagegen — vor allem im

Inte me se der Mitglieder des Vers onrunbsae r
durch die Beschäftigung segründeten Zugehöriqxeit z u

chen Rente versicherun. t03unvsnow

schichte und dem aus ihr zu rseh‘ießenden Zwe.k des 5 7 Abs 2

AVG genüge es, wenn die an das ”ernor„ungswerk zu entrich„e en len

Beiträge nach dessen %atzu ‘ ; ““ng nir£ onnt„.rLzoten ausges„sltet sei—

n’) O (E
)

en; '85 f & mslns von jedemh

einzelnen antregstellcr & ch tatsächlieh entrientet würden, ver—

lange das Gesetz dagegen nicht (330 S 13, 1”)

entschiedener Fall eines angestellten 1rztes, der wegen Bezugs

/\ Q (" t i;.
.

‚. (L ”) ’2
1

einer Altersrente von einem ärztlichen ”ersonrwnjnver!

beitr 3sfrei war, h:it es der Senat deshalb nur Für aufklärungs—

bedürftig gehalten, ob die Entriehtung einkomme shezogener Bei—

träge in der Satzung des betreffenden Versorgungswerkes grund—

sätzlich vorgesehen war (aaO S 16).

Von diesen Grundsätzen ist auch im vorliegenden Fall auszu ugehen.

Er unters che '.det sich allerdings von dem früher entschiedenen

insofern, als dort der Antragsteller wegen eines in seiner Person

liegenden Tatte"t nndes (Bezug von Leistungen des Ver sorgungs—

werkes) naeh dessen Satzung bei regsfrei wer, wäiirend hier nicht

nur der Kläger, sende n sämtlic11 „echtsenwälte, die durch dase

RAVG des Landes Baien-„ir tember rg mit Wirkung vom 1. Januar 1935

Pflichtmitglieder des neuen Verso rgun w1erkes wurden, für die

e"sten fünf Monate er PF lichtmitg li eds cheft beit r3gs frei blie—

ben‘ Dieser Un ersehied ändert indessen entgegen der \nszie‘t des

LSG nichts an der Vergleichbarkeit beider Fälle, sofern die Sat—

zung des bet ffenden Versorgung sierkes grundsätzlich (generell)

für die Mitglieder die Entriohtung einkommensbezogener Beitruge

vorsieht. Unerhe“lict ist demgegenüber, ob die Satzung auch eine

„aL‚3cnl che Britr age zahlung — für alle Mit ‚li eder und für die

gesamte Zeit ihrer ■lt"ll iso ft — fordert oder einen Kreis von

rMitgliedern nseh Mrfill ung best inmter \oraus se‘zungen rde
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hier, sämtliche Mitglieder für eine gewisse Übergangszeit von der

Beitragspflicht ausnimmt.

Pflichtmitglieder von Versorgungswerken, die zugleich der Versi—

cherungspflicht in der AnV unterliegen, dürfen von dieser Ver—

sicherungspflicht allerdings nicht schon dann befreit werden,

wenn die Satzung ihres Versorgungswerkes für angestellte Mitglie—

der die Entrichtung einkommensbezogener Beiträge vorsieht. Aus

der Satzung muß sich vielmehr außerdem ergeben, daß "aufgrund

dieser Beiträge" bei Eintritt eines Versicherungsfalls (Invalidi-

tät, Alter, Tod) Leistungen erbracht und (in Zukunft) angepaßt

werden. Damit soll sichergestellt werden, daß nicht nur die an

das Versorgungswerk zu entrichtenden Beiträge, sondern auch die

von ihm erbrachten Leistungen in etwa dem Niveau der gesetzlichen

Rentenversicherung entsprechen, also der Versicherungsschutz des

Versorgungswerkes im wesentlichen dem der gesetzlichen Rentenver-

sicherung gleichwertig ist. Dieses Ziel ist indessen, soweit für

bestimmte Zeiten der Mitgliedschaft im Versorgungswerk ausnahms-

weise keine Beiträge zu entrichten sind (beitragslose Zeiten), in

der Regel nur dann zu erreichen, wenn die betreffende Zeit lei-

stungssteigernd berücksichtigt, dh bei Eintritt des Versiche-

rungsfalls als Versicherungszeit angerechnet wird.

Wäre sie allerdings auch in der gesetzlichen Rentenversicherung

nicht als Versicherungszeit anzurechnen - wie die Bezugszeit

eines Altersruhegeldes (diese ist versicherungs— und damit bei—

tragsfrei, vgl 5 6 Abs 1 Nr 1 AVG) -, dann kann die Satzung des

Versorgungswerkes sie ebenfalls beitrags- und anrechnungsfrei

lassen, ohne daß deswegen das Befreiungsrecht nach 5 7 Abs 2

AVG entfällt (so lag der früher vom Senat entschiedene Fall).
Würde sich die fragliche Zeit dagegen bei einer Versicherung in

der AnV leistungssteigernd auswirken - das ist auch dann der

Fall, wenn für eine beim Versorgungswerk zurückgelegte beitrags—

lose Zeit eine Befreiung von der AnV—Pflicht nicht zulässig wäre,

so daß für diese Zeit leistungssteigernde Beiträge zur AnV ent-

richtet werden müßten —, dann muß das gleiche für eine Versiche—

rung bei einem Versorgungswerk gelten. Auch der Kläger kann des—
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halb für die streitiue Zeit (1. Januar bis 31. M:ii 1933) nur von
der AnV—Pf„ _.

J (J G
,)

"') “3 (D ‚..
;

cf
“

( (D '3 en, wenn iin die genannte, beim Ver—d

sorgungswer ;eit, die ohne eine Üefreiung eine

@Beitrags— und damit V sach.r„n332tit in der AnV Wire, nach der

Satzung des Versorgungswerkes ale Versiche rungsze anzureehnen

ist.

Das LSG wi rd hiernach noch zu klären haben, ob die Satzung des

Versorgung &:erkes, dem der ' Wi er angehört, Für seine Hit”]i eder

grundsätzlich einkommmz sbezogene Bi“,itr"ge iS des 3 ? abs ? äVG

vorsieht und, wenn dies zu bejahen ist, ob die fragliche bei»

tragslose Zeit (i. Ian der bis 31, „ai 1985) d m Fläger bei Ein—

itt eines Versie wrun sfells als ei

rungszeit angerechnet wird. Ist aueh dien der Fall, wie es den

müßte die Beklagte ihn bereits mit Uirknnr v

i. Jenaer lang von der Versicherungspfiicnt in der AnV befreien.

Daß das LSG hier eine entsprechende Anwendung des € 7 Abs 3 AVG

b3b5e lehnt hat, ist nach Ansicht des Senats nicht zu

3 (" _,
‘l

\]Dem Kläg er ist auch insofern nicht zu folgen, als er me"

Abs 2 AVG setze voraus, daß die Beiträge an das Ver

von einem Arbeitgeber "Für" einen Angestellten gezanlt werden;

esie können vielmehr, wie bei Versicherungen nach d-

(foder teilweise von den H tgliedern selbst entrieh et werden \v51

SozR 3,0 S 1U).
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0

T!Hiernach hat der Senat auf die Revision des alägers das Urteil

des L„G au gehoben und den Rechtsstreit zur neuen Verhandlung und

Entscheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen. Dieses wird

auch über die Kosten des Revisionsverfahrens mit zu entscheiden

haben.
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